
Duterte unter Beschuss
Europäisches Parlament übt harsche Kritik am philippinischen Präsidenten. Der wittert »koloniale Allüren«
Wegen des »Antidrogenkrieges« von Prä-
sident Duterte, dem bis zu 27000 Filipi-
nos zumOpfer fielen, fordert das Euro-
päische Parlament die EU-Kommission
auf, den Philippinen Handelsprivilegien
zu entziehen.

RAINER WERNING

Schwere Zeiten für Rodrigo R. Duterte, der
im Sommer 2016 mit wehenden Fahnen und
vollmundigen Versprechungen die Präsi-
dentschaft in dem südostasiatischen Insel-
staat antrat. Er werde gründlich »aufräu-
men«, versprach ein damals zuversichtlicher
Duterte, um endlich Korruption, Kriminalität
und »traditionellen Politikern« mitsamt ih-
ren Seilschaften einen Riegel vorzuschieben.
Ja, er gedenke sogar, als erster sozialisti-

scher Präsident in die Geschichtsannalen sei-
nes Landes einzugehen. Außenpolitisch
werde er einen Schwenk weg von den USA
vollziehen und sich fortan um die Schaffung
einer Achse Manila–Beijing–Moskau bemü-
hen. Von alledem ist nach reichlich vierjäh-
riger Amtszeit, die offiziell im Sommer 2022
endet, nichts zu spüren.
Im Gegenteil: Den vorläufig letzten Tief-

schlag musste das Regime in Manila am
17. September einstecken, als das Europäi-
sche Parlament in seiner jüngsten Resolution
über die Lage in den Philippinen mit 626 Ja-
und sieben Nein-Stimmen bei 52 Enthaltun-
gen die zunehmend desolater werdende
Menschenrechtssituation in dem Land kriti-
sierte und mit einschneidenden juristischen
und wirtschaftlichen Konsequenzen drohte.

Zu Letzteren heißt es im Punkt 20 dieser Re-
solution wörtlich: Das Europäische Parla-
ment »fordert die Europäische Kommission
angesichts der Schwere der Menschenrechts-
verletzungen in dem Land auf, unverzüglich
das Verfahren einzuleiten, das zur vorüber-
gehenden Rücknahme der APS+-Präferen-
zen führen könnte, da es keine wesentlichen
Verbesserungen gibt und die philippinischen
Staatsorgane keinerlei Kooperationsbereit-
schaft zeigen«. Gemeint ist das Allgemeine
Präferenzsystem, wonach bestimmte Ent-
wicklungsländer beim Export von über 6000
Produkten in die EU in den Genuss von
Zollfreiheit beziehungsweise Zollsenkungen
kommen.

Mit seiner Kritik am harschen »Antidro-
genkrieg« Dutertes, der nach Darstellungen
der philippinischen Nationalpolizei knapp
6000Menschen das Leben kostete, doch laut
internationalen Menschenrechtsorganisati-
onen etwa 27 000 Opfer forderte, steht das
Europäische Parlament nicht allein da. Auch
der inGenf ansässigeMenschenrechtsrat der
Vereinten Nationen und der Internationale
Strafgerichtshof in Den Haag haben wieder-
holt das Duterte-Regime angeprangert, sys-
tematisch Angst und Furcht zu säen sowie
missliebige Regimegegner wie kritische Ju-
risten, Geistliche und Menschenrechtsan-
wälte, Umweltaktivisten, engagierte Sozial-
arbeiter indigener Gemeinschaften, Ge-
werkschafter sowie exponierte Arbeiter- und
Bauernführer im Rahmen eines staatlich
sanktionierten »red-tagging«, einer syste-
matisch geschürten antikommunistischen
Hatz, »auszuschalten«. Allein im August
wurden zwei prominente Linke ermordet,
weil sie dem Regime seit Jahren ein Dorn im
Auge waren – Randall Echanis, langjähriger
Bauernführer und Berater des politischen
Untergrundbündnisses der Nationalen De-

mokratischen Front der Philippinen (NDFP)
bei den (mittlerweile von Duterte suspen-
dierten) Friedensverhandlungen, und die in
den Zentralphilippinen engagierte Bürger-
rechtlerin und bekannte Friedensaktivistin
Zara Alvarez.
Auf die neuerliche Kritik aus dem Aus-

land reagierte der Sprecher von Präsident
Duterte, Harry Roque, wie von einer Taran-
tel gestochen. Am vergangenen Freitag be-
zichtigte Roque im Präsidentenpalast Ma-
lacañang zu Manila die Mitglieder des Eu-
ropäischen Parlaments »kolonialer Allüren«
und rief ihnen zu: »Nur zu! Nur zu! Wir
müssen wohl akzeptieren, dass sich die Ge-
schichte wiederholt.« Womit er auf die Ver-
gangenheit seines Landes als spanische und
US-amerikanische Kolonie anspielte.
»Wenn Sie (die Europäer, d. Red.) den Fili-
pinos während der Zeit einer Pandemie ei-
ne zusätzliche Belastung aufbürden wol-
len«, erklärte Roque wörtlich, »dann soll es
so sein. Wir werden das als eine sich wie-
derholende Geschichte akzeptieren.«
Sodann bat der Regierungssprecher die

philippinischen Botschafter in Europa um
Hilfe, um die »Wahrheit« über die Men-
schenrechtssituation des Landes zu sagen,
und warf im gleichen Atemzug den diploma-
tischen Vertretungen von EU-Ländern in
Manila vor, »den größten Anteil an der Ver-
letzung des Rechts auf Leben in den Philip-
pinen zu haben«.
Roques Dienstherr hielt sich diesmal auf-

fällig zurück. Bei früheren Anschuldigungen
dieser Art zeigte der sich selbst als Macho be-
zeichnende Duterte seinen Kritikern gern
den Stinkefinger, verfluchte sie wütend mit
»Fuck you« und wünschte vor allem drei
Frauen ein sofortiges Verschwinden im poli-
tischen Orkus – Agnès S. Callamard, Sonder-
berichterstatterin für außergerichtliche,
standrechtliche oder willkürliche Hinrich-
tungen im Amt des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte,
Michelle Bachelet, Hohe Kommissarin der
Vereinten Nationen für Menschenrechte, so-
wie Fatou Bom Bensouda, die gambische
Chefanklägerin beim Internationalen Straf-
gerichtshof in Den Haag. Er sähe sie lieber
»erwürgt«, so Duterte, anstatt ihnen zwecks
eigener Recherchen vor Ort die Einreise in
die Philippinen zu gestatten.

Neben dem Europäischen Parlament
haben auch der in Genf ansässige
Menschenrechtsrat der Vereinten
Nationen und der Internationale
Strafgerichtshof in DenHaag
wiederholt das Duterte-Regime
angeprangert.

Korruptionsskandal
zur zweiten Welle
Untreue setzt philippinisches
Krankensystem unter Druck
THOMAS BERGER

Auch in dem südostasiatischen Inselstaat
ist eine zweite Corona-Welle im Gange:
Kontinuierlich hielten sich die täglichen
Neuinfektionen zuletzt oberhalb der
Marke von 3000, davon entfallen allein
43 Prozent der Neuansteckungen auf das
urbane Ballungszentrum der Hauptstadt
Manila, seit Anbeginn der Hotspot im
Land. Insgesamt verzeichnen die Philip-
pinen bisher 290 000 Fälle, die Zahl der
Toten erreicht fast 5000.

Zu jenem Zeitpunkt, da auch die staat-
liche Krankenversicherung PhilHealth in
der Krise besonders gefragt ist, wird diese
nun durch den vielleicht größten Korrup-
tionsskandal ihrer Geschichte erschüttert:
Mindestens 15 Milliarden Pesos (umge-
rechnet 261 Millionen Euro) sollen in
dunklen Kanälen verschwunden sein. Von
einer regelrechten »Mafia«, in die das ge-
samte bisherige Leitungsgremium verwi-
ckelt sei, sprach in einer Anhörung vor
dem Senat schon im August Thorrsson
Montes Keith, der als zuständiger Mitar-
beiter für Antikorruptionsfragen bei Phil-
Health zurückgetreten war. Im Corona-
jahr, in dem die Einnahmen sinken und
die Ausgaben durch die Pandemie in die
Höhe schnellen, bringt dieser Schaden die
Krankenversicherung noch mehr in
Schieflage. Schon im Laufe von 2021 dro-
he PhilHealth nun die faktische Zahlungs-
unfähigkeit, sagte ebenfalls vor dem Se-
nat die amtierende Vizedirektorin Nerissa
Santiago: 2020 schließe man nach der-
zeitigem Stand mit 90 Milliarden Pesos
(1,6 Milliarden Euro) in den roten Zahlen
ab, nächstes Jahr drohe sogar ein Verlust
von 147Milliarden Pesos.
Eine Task Force, die sich aus Vertre-

tern verschiedenster Institutionen wie
dem Büro des Ombudsmanns, dem nati-
onalen Rechnungshof, der präsidialen
Antikorruptionskommission und ande-
ren zusammensetzt, hat derweil ihre Be-
fragungen aufgenommen. Zeugen be-
richten von einem kriminellen Netzwerk,
in das Ärzte und Krankenhäuser verwi-
ckelt sind. Mangelhafte Kontrollmecha-
nismen bei PhilHealth, schon länger kri-
tisiert, und ein unübersichtliches, damit
einfach zu manipulierendes Regelwerk
hätten es den am Skandal Beteiligten er-
leichtert, immense Summen fehlzuleiten.
Präsident Rodrigo Duterte hatte nach Be-
kanntwerden der Vorwürfe mit Dante
Gierran, vormals Leiter der zentralen Er-
mittlungsbehörde, einen neuen Versi-
cherungschef eingesetzt, um auszumis-
ten. »Finden Sie Leute, die wir ins Ge-
fängnis stecken können«, soll Gierran als
Auftrag mitbekommen haben.
Nach weiteren Enthüllungen sei der

Staatschef in der Vorwoche sogar so weit
gewesen, dass er PhilHealth entweder ab-
wickeln oder privatisieren wollte, verriet
Senatspräsident Vicente Sotto III., quaAmt
der zweitmächtigste Politiker des Landes,
am Wochenende der Presse. Mit einiger
Mühe habe er Duterte davon abbringen
können. Die Versicherung soll Geld an
mindestens 51 Kliniken überwiesen ha-
ben, denen schon vorher Abrechnungsbe-
trug vorgeworfen wurde. Es geht im Detail
um Bevorzugung einzelner Firmen, ge-
fälschte Dokumente, gezielte Beförderun-
gen der »richtigen« Leute und vielerlei
mehr. Die bisher genannten 15 Milliarden
Pesos könnten nur die Spitze des Eisbergs
sein, so Befürchtungen.
Kritik am zunehmend autoritär regie-

renden Staatschef häuft sich gerade auch
an anderen Fronten. Neben der Resolu-
tion des EU-Parlaments wegen der sich
rapide verschlechternden Menschen-
rechtslage im Land sorgte auch die Mel-
dung für Kritik, dass der Präsident immer
mehr Posten mit Mitgliedern des Militärs
besetzt. Von einem »gefährlichen Trend«
sprach laut der führenden Tageszeitung
»Inquirer« der Politikwissenschaftler Te-
mario Rivera am Samstag bei einer On-
line-Veranstaltung der Nichtregierungs-
organisation Bewegung gegen Tyrannei
zu diesem Thema. Mangels eigener poli-
tischer Basis habe Duterte, der zuvor
22 Jahre Bürgermeister von Davao auf
der Südinsel Mindanao war, bei der Be-
setzung von Schlüsselpositionen ver-
stärkt auf Offiziere aus Armee und Poli-
zeiapparat zurückgegriffen. Die seien
angeblich »korruptionsresistent«.

Schon im Laufe von 2021 droht
der staatlichen Kranken-
versicherung PhilHealth die
faktische Zahlungsunfähigkeit.
Mindestens 15Milliarden Pesos
(umgerechnet 261Millionen
Euro) sollen in dunklen Kanälen
verschwunden sein.
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Der philippinische Präsident Rodrigo Duterte lässt Dealer und Drogensüchtige erschießen.
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